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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Remscheid), Löher, Dr. Blüm, 
Frau Dr. Wolf, Frau Stommel, Breidbach, Tillmann, Volmer und Genossen 
- Drucksache 7/2925 - 

betr. illegale Beschäftigung ausiändischer Arbeitnehmer 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 4. Fe- 
bruar 1975 - V II 6 - 125 350 - 24/7 - die Kleine Anfrage im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz und dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt beantwor- 
tet: 


1. Stimmt die vom KNA verbreitete Darstellung? 

Nach Mitteilung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
trifft die vom KNA-Informationsdienst verbreitete Meldung nur 
teilweise zu und wird wie folgt richtig gestellt: 

Am 13. November 1974 wurden bei einer Kontrolle der von der 
örtlichen Reinigungsfirma Josef Maier im Fernmeldeamt Nürn- 
berg, Adlerstraße 31 bis 35, eingesetzten Arbeitskräfte folgende 
portugiesische Staatsangehörige vorläufig festgenommen: 

a) Ferreira - Fernandes, Maria Rosa, geb. 5. Mai 1951 

b) Martins, Almerinda Erna Santos, geb. 8. Juni 1953 

c) Martins - Conha, Maria de Carmo Santos, geb. 15. September 
1943 

Die Betroffenen waren weder gemeldet noch im Besitz einer 
Aufenthaltserlaubnis und Arbeitserlaubnis. Sie wurden noch 
am gleichen Tage dem Ermittlungsrichter vorgeführt, der Ab- 
schiebungshaft für die Dauer eines Monats verhängte. 


2. Wenn ja, warum hat man die Frauen aus der Bundesrepublik 
abgeschoben, deren Männer rechtmäßig in der Bundesrepublik 
arbeiten? 

Da die portugiesischen Staatsangehörigen nicht die nach § 2 
Abs. 1, § 5 Abs. 2 des Ausländergesetzes (AuslG) in Verbin- 
dung mit § 5 der Verordnung zur Durchführung des Ausländer- 
gesetzes (DVAuslG) erforderliche Aufenthaltserlaubnis be- 
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saßen, hatten sie gemäß § 12 Abs. 1 AuslG das Bundesgebiet 
unverzüglich zu verlassen. Ist die freiwillige Ausreise nicht ge- 
sichert oder erscheint aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung eine Überwachung der Ausreise erforderlich, so 
ist der ausländische Staatsangehörige nach § 13 Abs. 1 AuslG 
abzuschieben. 

Die Tatsache, daß die Ehepartner der Frauen legal in der Bun- 
desrepublik Deutschland beschäftigt waren, ändert diese Rechts- 
lage nicht. Das Bundesverfassungsgericht hat in einem Beschluß 
nach § 93 a des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes ausdrücklich 
festgestellt, daß private Interessen eines ausländischen Staats- 
angehörigen am weiteren Aufenthalt gegen seine sofortige Ent- 
fernung aus dem Bundesgebiet nicht durchgreifen können, wenn 
er „seine persönliche und wirtschaftliche Existenz in der Bun- 
desrepublik unter Umgehung der bestehenden gesetzlichen Be- 
stimmungen des Ausländerrechts begründet und gefestigt" hat 
(Beschluß vom 10. Oktober 1974 - 1 BvR 264/73 ~ S. 2). Da die 
Ehefrauen und deren Ehemänner in Portugal ihre gemeinsame 
Heimat haben, werden sie durch die Abschiebung auch nicht 
in einer den Bestand von Ehe und Familie gefährdenden Weise 
betroffen (Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 7. Novem- 
ber 1974 - BVerwG I C 671). Zwar wird die Rückkehr in die ge- 
meinsame Heimat nur von dem Ehepartner verlangt, der die 
deutschen Vorschriften über Einreise und Aufenthalt verletzt hat; 
indes ist die Rückkehr in die Heimat auch dem anderen Ehe- 
partner zuzumuten, wenn ein gemeinsamer Aufenthalt beider 
Ehepartner für den Bestand von Ehe und Familie erforderlich 
erscheint. 


3. Warum hat man die Ehemänner von der Festnahme nicht be- 
nachrichtigt, und warum war es so schwierig, einen Besuch der 
Ehemänner bei ihren verhafteten Frauen zuzulassen? 

Nach Mitteilung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß der Anhörung nach 
§ 5 Abs. 3 des Freiheitsentziehungsgesetzes im vorliegenden 
Falle nicht entsprochen worden ist. Die Ehemänner bzw. Ver- 
wandten der Betroffenen wurden schon am folgenden Tag bei 
der Ausländerbehörde in Nürnberg wegen einer Rückführung 
der Frauen in das Heimatland vorstellig. 


4. Warum haben die betroffenen Frauen für die Flugkosten auf- 
kommen müssen, wenn in dem der Bundesregierung vorliegen- 
den Gesetzentwurf zur Verschärfung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes entsprechende Kosten und Strafen vom Arbeit- 
geber zu tragen sind? 


Die Frage der Übernahme der Abschiebungskosten ist aus- 
schließlich im Ausländergesetz geregelt: Nach § 24 Abs. 6 Satz 1 
AuslG hat die Kosten, die durch die Abschiebung entstehen, der 
Ausländer zu tragen. 

§ 24 Abs. 6 a AuslG bestimmt lediglich, daß der Arbeitgeber 
für diese Kosten haftet. Er kann folglich für Abschiebungs- 
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kosten nur in Anspruch genommen werden, wenn der auslän- 
dische Arbeitnehmer seine Verpflichtung als Schuldner nicht 
erfüllt. Das war hier jedoch nicht der Fall; vielmehr haben die 
Schuldner die Übernahme der Kosten freiwillig angeboten. 

Die vorgesehene Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setzes wird die Rechtslage wegen der Abschiebungskosten nicht 
ändern. 


5. Warum hat man dem Ausländerseelsorger der spanischen Ar- 
beitnehmer in Deutschland und zwei deutsche Nonnen die Be- 
suchsgenehmigung bei den inhaftierten ausländischen Arbeite- 
rinnen verweigert? 


Nach Mitteilung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
haben sich während der einwöchigen Abschiebungshaft bei der 
Stadt Nürnberg mehrere katholische Geistliche für eine baldige 
Freilassung der portugiesischen Staatsangehörigen verwendet. 
Nach Aufklärung über den Sachverhalt ist bei der Stadt Nürn- 
berg der Eindruck entstanden, daß die Geistlichen für die aus- 
länderrechtlichen Maßnahmen Verständnis hatten. Von irgend- 
welchen Beschwerden ist der Stadt Nürnberg nichts bekannt. 


6. Glaubt die Bundesregierung, daß hier das Prinzip von der Ver- 
hältnismäßigkeit der Mittel angewandt worden ist? 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat im vorliegenden Fall 
die zuständige Ausländerbehörde des Freistaats Bayern den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet. Man mag die per- 
sönliche Härte für die betroffenen Frauen bedauern. Aber wie 
bereits in der Antwort auf die Frage 2 ausgeführt, können nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts private 
Interessen nicht gegen eine sofortige Entfernung eines auslän- 
dischen Staatsangehörigen aus dem Bundesgebiet durchgreifen, 
wenn die Existenz in der Bundesrepublik Deutschland - wie 
hier - unter Umgehung der bestehenden gesetzlichen Bestim- 
mungen des Ausländerrechts begründet wurde. Nach Angaben 
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern wurden die por- 
tugiesischen Staatsangehörigen zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
nach Lissabon ausgeflogen. 


3 



